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M
arkus Söder gibt mal wieder den Rä-

cher der enterbten: in einer groß ange-

legten Kampagne teilt der bayerische 

Ministerpräsident und cSU-Vorsitzen-

de ganz unchristlich kurz vor Weihnachten gegen 

Arme aus.

Das neue Bürgergeld könne seine Zustimmung 

nicht fi nden, da es die mit Billiglohn hart arbeiten-
den Menschen benachteilige gegenüber solchen, 
die nur Hartz iV bzw. Bürgergeld beziehen. Und er 

hat gleich zwei Beispielrechnungen parat, die dies 
belegen sollen. 

Nun haben diese Berechnungen zwei markante Feh-

ler. Zum einen sti mmen sie einfach nicht, denn statt  
weniger würden in seinen Beispielen die Arbeitenden 

eigentlich immer deutlich mehr haben als Menschen 

in der Grundsicherung. Herr Söder hat in seinen Be-

rechnungen neben anderen Fehlern den Anspruch 

auf ergänzende Leistungen durch das Jobcenter 
schlichtweg unterschlagen. Und seine Berechnungen 

haben einen weiteren Makel: Sie wurden eins zu eins 

von der „Jungen Freiheit“ übernommen, der  Haus-
Posti lle der AfD. Wächst da etwa was zusammen? Ist 
die Haselnuss doch schwarzbraun?

Doch Markus Söder steht nicht allein mit seiner Des-

informationskampagne. Das renommierte Institut 
für Weltwirtschaft  (IfW) aus Kiel hatt e gleich sechs 
Berechnungen mit dem gleichen Tenor veröff entli-
cht: es lohne sich nicht mehr zu arbeiten. 

Auch hier wieder die gleichen handwerklichen Feh-

ler. Was den stellvertretenden cDU-Vorsitzenden 

und wirtschaftspolitischen Sprecher der Union, 
Carsten Lindemann, bei der ARD-Talkrunde Anne Will 

Der bayerische Rächer der Enterbten

nicht davon abhielt, ins gleiche Horn zu tuten wie der 
cSU-Vorsitzende. 

Mitt lerweile hat das IfW seine „Berechnungen“ vom 
Server genommen. Der Geist war aber schon raus aus 

der Flasche. Bild-Zeitung und Social-Media kübelten 

bereits drasti sch ab auf Menschen mit Anspruch auf 
Hartz iV und Bürgergeld. So ist das nun mal. 

Gegendarstellungen erscheinen – wenn über-

haupt – auf der letzten Seite und interessieren dann 
nicht mehr. interessant ist in diesem Zusammenhang 

noch etwas anderes: Wenn der bayerische Minister-

präsident schon ein solches Herz für Billiglöhner hat, 
die trotz der so verlockenden Hartz-iV-Armut arbei-

ten gehen, warum hat er sich dann bis zum Schluss ei-
ner Erhöhung des Mindestlohns widersetzt? Es wäre 
doch so naheliegend und so einfach, die Löhne ar-
mutsfest zu machen. Die Betroff enen würden es ihm 
herzlich danken. Dann würde die ganze Kampagne 

am ende sogar Sinn machen. Und das ewige neidische 

Schielen auf die Armut anderer Menschen könnte 
endlich aufh ören.   

Norbert Att ermeyer

Lohnt sich Arbeiten überhaupt, solange die „Hartz-IV-Oase“ lockt?
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TITELTHEMA: 

Das Reförmchen Bürgergeld

15   Mehr Wohngeld für 
zwei Millionen Menschen
Zum 1. Januar 2023 ist die größte Wohn-
geldreform in der Geschichte Deutsch-
lands geplant. Mit dem neuen „Wohn-

geld Plus“ sollen deutlich mehr Gerin-
gentlohnte ein höheres Wohngeld 

bekommen: Der Kreis der Wohngeldbe-

rechtigten soll von heute rund 600.000 

auf zwei Millionen Bürgerinnen und Bür-
ger erweitert werden.

i N H A l T  _ 

13   Die unterschiedliche 
Prüfung der Vermögens-
verhältnisse 
Vor Hartz IV haben viele Angst, da muss 
man sich im Antrag fi nanziell beim Amt 
ganz nackig machen. Habe ich ein zu 

großes Haus? Ist das Auto mehr als 7.500 
Euro wert? Habe ich etwas geerbt oder 
Geld verliehen oder verschenkt? Habe ich 
etwas für die Altersvorsorge zurückgelegt? 
Muss der Notgroschen verbraucht wer-

den? Deutlich weniger Angst vor einer 
Prüfung ihrer Vermögensverhältnisse 
brauchen reiche Menschen zu haben.
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16   Frauen aus Osteuropa 
arbeiten als Pflegekräfte in 
deutschen Haushalten
Die Betreuung von pfl egebedürft igen Men-
schen in Deutschland ist selbst pfl egebe-
dürft ig. Wenn man selbst Pfl ege braucht 
oder wenn die eigenen Eltern bedürft ig 
werden, dann mag man das merken. Sonst 
verdrängen das viele Menschen in unserer 

Gesellschaft . Die meisten Pfl egebedürf-
ti gen werden unentgeltlich von Familien-
angehörigen versorgt, meist von Frauen. 
In traditi onellen Gesellschaft en war dies 
die Regelversorgung. Heute kümmern sich 

häufi g Frauen aus Osteuropa unter schwie-
rigen Bedingungen um die Pfl egebedürf-
ti gen in deutschen Haushalten.
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D
as Gute vorweg: Derzeit gilt 
beim Jobcenter ein soge-
nanntes Sanktionsmorato-
rium. Genau bis zum 1. Juli 

2023 läuft  dieses Moratorium. In der 
Zeit bis zu diesem Datum darf es kei-
ne Sankti onen geben, wenn es Ver-
stöße gegen die Mitwirkungspfl icht 
bei der eingliederung in Arbeit gibt. 
Beispielsweise wenn eine zumutba-
re Arbeit nicht angenommen wor-
den ist.

Dies gilt auch für Sankti onen, die 
verhängt werden, weil eine Arbeit 

ohne wichti gen Grund aufgegeben 
worden ist. Auch wer bei der  Ar-
beitsagentur nach Sozialgesetzbuch 
(SGB) III eine Sperrzeit erhält, kann 
beim Jobcenter ungekürzt Leistun-
gen erhalten. Diese Regelung gilt al-
lerdings nicht bei Meldeversäumnis-
sen, wenn ein Termin mit dem Job-
center nicht eingehalten wird. Diese 
werden weiter mit zehn Prozent des 
Regelsatzes für drei Monate geahn-
det. Allerdings wird in dieser Zeit nur 
ein einziges wiederholtes Meldever-
säumnis sankti oniert. 

Nach dem 2. Juli 2023 kommt dann 
wieder das alte Prinzip zum Vor-
schein, allerdings in einem neuen 
Gewand: Neu ist, dass Sankti onen 
ab Juli 2023 anders heißen. In Zu-
kunft  wird von einer Leistungsmin-
derung gesprochen. 

Geändert werden aber die Rechts-
folgen von Pflichtverstößen. Die 
Rechtsfolgen sind davon abhängig, 
ob Leistungsberechti gte Pfl ichtver-
letzungen in der „Vertrauenszeit“ 
begehen oder in der „Kooperati ons-
zeit“. 

Strafe muss sein
Alter Wein in neuen Schläuchen – das Bürgergeld

Von Norbert Att ermeyer

Das neue Bürgergeld, das am 1. Januar des kommenden Jahres eingeführt 

werden und das Hartz-IV-System ablösen soll, sieht bei näherer Betrachtung 

doch recht alt aus. Denn auch in Zukunft  werden Sankti onen verhängt, wenn es 
aus Sicht der Behörde zu einem Fehlverhalten gekommen ist.

  _ T i T e l
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Aus Vertrauen wird 
Kooperati on

Die Vertrauenszeit wurde vom Ge-
setzgeber neu eingeführt. Sie dauert 
sechs Monate und wird nur bei dem 
erstmaligen Abschluss eines Koope-
rati onsplans gewährt. Als erstmalig 
gilt auch ein Leistungseintritt , wenn 
die Hilfsbedürft igkeit für mindestens 
sechs Monate unterbrochen wurde.

Wer also nach mehr als sechs Mo-
naten erneut auf das Jobcenter ange-
wiesen sein sollte, kommt wieder in 
die Vertrauenszeit. Der „Kooperati -
onsplan“ (ebenfalls ein neuer Begriff ) 
entspricht der früheren Eingliede-
rungsvereinbarung. Wichtig: in der 
Vertrauenszeit werden Pfl ichtverlet-
zungen – wie etwa zumutbare Arbeit 
nicht annehmen – nicht sankti oniert. 
Sie werden aber dokumenti ert. Wo-
für das gut sein soll, hat der Gesetz-
geber allerdings nicht erläutert. *

Nach der Vertrauenszeit beginnt 
die „Kooperati onszeit“. Das Vertrau-
en ist quasi aufgebraucht, jetzt wird 
kooperiert. in der Kooperationszeit 
gilt zunächst in einer ersten Stufe 
Folgendes: Auff orderungen zu einer 
konkreten Arbeitsaufnahme werden 
ohne Rechtsfolgenbelehrung verse-
hen. Das heißt, ein Verstoß gegen die 
Pfl icht zur Arbeitsaufnahme beispiels-
weise wird nicht unmitt elbar bestraft . 
Aber: Kommt es in dieser Zeit zu einer 
Verletzung der Mitwirkungspflicht, 
bleibt man zwar in der Kooperati ons-
zeit, allerdings dann in der zweiten 
Stufe. Das heißt, alle Auff orderungen, 
sich um eine Arbeit zu bemühen, sind 
mit einer Rechtsfolgenbelehrung ver-
sehen. Und es können die leistungen 
bei einer fehlenden Mitwirkung für 
drei Monate um bis zu 30 Prozent ge-
kürzt werden.

Das Jobcenter agiert also an dieser 
Stelle wie vorher. 

Im Streitf all ein 
Schlichtungsverfahren

es gibt aber etwas Neues in diesem 
Zusammenhang: Bei Uneinigkeiten 
über den inhalt des Kooperations-
plans soll es ein Schlichtungsverfah-

ren geben. Dieses Verfahren muss 
stattfinden, wenn eine oder beide 
Seiten das so wollen. es soll höchstens 
vier Wochen dauern, und während 
des Verfahrens können keine Sank-
ti onen ausgesprochen werden. Wie 
und wo dieses Schlichtungsverfah-
ren stattf  indet, muss die sogenannte 
Trägerversammlung des jeweiligen 
Jobcenters entscheiden. Dabei sollte 
auf jeden Fall die Neutralität gewahrt 
werden. Was eine Ansiedlung dieser 
Stelle im Jobcenter ausschlösse. 

Neu ist allerdings ebenso, dass bei 
der ersten Sankti on 20 Prozent des 
Regelsatzes gekürzt werden. Bei wei-
teren Sankti onen können dann sogar 
wieder bis zu 30 
Prozent gekürzt 
werden.

Weiterhin gilt: 
Wer eine Arbeit 
ohne wichtigen 
Grund aufgibt, 
die zu einer Sperrzeit bei der Arbeit-
sagentur (SGB III) geführt hätt e, wird 
auch im Bürgergeld um 20 Prozent 
gekürzt. Die Erklärung dafür: Da es 
noch keinen Kooperati onsvertrag ge-
ben kann, gibt es auch keine „Vertrau-
enszeit“.

Wird allerdings während dieser 
Sanktionszeit ein Kooperationsver-
trag abgeschlossen, so führt dies auf-
grund der entstehung der Vertrau-
enszeit laut Gesetzentwurf zu einer 
Aufhebung der Sanktion. Dies aber 
nur am Rande.

Am Ende doch nur 
Bürger-Hartz

Was unter Vertrauenszeit zu verste-
hen ist, macht der Gesetzgeber sehr 
deutlich (§ 15 Abs.1 Satz 2 SGB II): 
„Während der Vertrauenszeit über-
prüft  die Agentur für Arbeit regelmä-
ßig, ob die erwerbsfähige leistungs-
berechti gte Person die im Kooperati -
onsplan festgehaltenen Absprachen 
einhält.“ Und an dieser Stelle tut sich 
der ganze Widerspruch des neuen 
Bürgergeldes auf: Einerseits wird Ver-
trauen behauptet, während gleich-
zeiti g durchgehend kontrolliert wird. 
letztlich konnte die Regierung hier 

nicht die Finger von der schwarzen 
Pädagogik lassen. An dieser Stelle ist 
das neue Bürgergeld nicht modern, 
sondern rückwärts gewandt. 

Das Bundesverfassungsgericht 
spricht demgegenüber in der Be-
gründung zu seinem Sankti onsurteil 
vom 5. November 2019 eine klare 
Sprache: „Es gibt keine Vernunft ho-
heit staatlicher Organe gegenüber 
Grundrechtsberechtigten“, so die 
Karlsruher Richter*innen und weiter: 
„Vielmehr fordert das Grundgesetz 
Respekt vor der autonomen Selbst-
besti mmung der Einzelnen, ohne den 
hilfl osen Menschen aber einfach sich 
selbst zu überlassen … Arti kel 1 Abs.1 

GG schützt die Würde des Menschen, 
wie er sich in seiner individualität 
selbst begreift  und seiner selbst be-
wusst ist …. Das schließt Mitwirkungs-
pfl ichten aus, die auf eine staatliche 
Bevormundung oder Versuche der 
Besserung gerichtet sind.“ 

Sinnvoll wäre es also, das oben er-
wähnte Sanktionsmoratorium dau-
erhaft  einzuführen. Das wäre gut für 
die Menschen und gut für die Verfas-
sung. Aber genau dazu konnte die Re-
gierung sich nicht durchringen. Und 
deshalb ist das neue Bürgergeld am 
ende nur ein Bürger-Hartz. 

* Nach Redakti onsschluss wurde die 
„Vertrauenszeit“ gestrichen.

fl               

g

 

„...Vielmehr fordert das Grundgesetz Respekt vor der auto-

nomen Selbstbesti mmung der Einzelnen, ohne den hilfl osen 
Menschen aber einfach sich selbst zu überlassen …

Aus der Begründung des Sankti onsurteils des Bundesverfassungsgerichts
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D
ie Personalräte der Jobcen-
ter haben Bundesregierung 
und Bundestag angesichts 
der geplanten Einführung 

des Bürgergelds sowie der vorgese-

henen etatkürzungen eindringlich 

vor einer akuten Überlastung der Be-

schäft igten gewarnt. Diese sei „in die-
ser Form nicht hinnehmbar und trag-

bar“, heißt es in einem Mitt e Okto-
ber bekannt gewordenen Brandbrief 
an Finanzminister Christi an Lindner 
(FDP), Arbeitsminister Hubertus Heil 
(SPD) und den Haushaltsausschuss 
des Bundestags. 

Tränen im Jobcenter
Die Belastung der Beschäft igten in den Arbeitsagenturen 

hat das tragbare Maß überschritt en
Von Christoph Theligmann

Branchenähnliche Beschäftigten-
vertreter *innen solidarisieren sich 

mit diesem Warnruf: „Die vollum-
fängliche Einführung des Bürger-
geldes zum 1. Januar 2023 ist aus 
unserer Sicht zeitlich völlig unrea-

listi sch“, so Stephanie Rau von der 
Gewerkschaft Arbeit und Soziales 
(VBBA) innerhalb des Beamten-
bundes. Die geplante Bürgergeldre-

form mit neuen Aufgaben und Ab-
läufen für die Mitarbeiter*innen er-
fordere natürlich zeiti ntensive und 
flächendeckende Schulungen. Nur 
mit der nötigen Vorbereitungszeit 

werde man „dem politi schen Ziel ge-
recht, Verbesserungen für die Lei-
stungsberechtigten zu erreichen“. 
Die Zeit bis 1. Januar 2023 sei ein-
fach zu kurz.

Jobcenter durch Wohngeld 
und Energiekosten zusätzlich 
belastet

Für ein weiteres Problem sorgt die 
von der Ampel-Koaliti on beschlos-
sene Wohngeldreform. Mit ihr erhal-
ten zum 1. Januar bis zu 1,4 Millionen 
Erwerbstäti genhaushalte neue An-

Zu Beginn des neuen Jahres soll 

bzw. sollte das Bürgergeld kom-

men. Ein Aufschub der Reform 

war bei Redakti onsschluss nicht 
auszuschließen, denn diese 

wurde just zu diesem Zeitpunkt 
noch im Vermitt lungsausschuss 
von Bundestag und Bundesrat 

verschlimmbessert. Doch un-

geachtet parteipoliti scher 
Streiti g keiten zwischen Opposi-
ti on und Regierung haben die 
Mitarbeiter*innen der Ämter vor 

Ort zu erkennen gegeben, dass 

sie die Umstellung von Hartz IV 

hin auf das neue Bürgergeld nicht 

rechtzeiti g bewälti gen können – 
der Arbeitsaufwand und 

-druck sei zu groß.B
il

d
: 

A
g

n
e

ta
 B

e
ck

e
r



9

T i T e l   _ 

sprüche auf staatliche Wohnkosten-
hilfe. Eigentlich sind für diese Lei-
stung zwar die kommunalen Wohn-
geldstellen zuständig, und falls je-
mand mit Wohngeldanspruch zum 
Jobcenter geht, muss ihn dieses so-
gar dorthin weiterverweisen. Aber 
die Ampel-Regierung befürchtete 
zum Start dieser Reform eine Über-
lastung der kommunalen Wohn-
geldstellen – und nahm die Jobcen-
ter dafür stärker in die Pflicht: Für 
eine Übergangszeit bis Mitte 2023 
dürfen sie keine Wohngeldkunden 
abweisen, müssen stattdessen auch 
ihnen Bürgergeld gewähren.

Das ist aber nicht alles: Durch die 
energiekrise und ihre Folgen blüht 
den Jobcentern weitere Mehrar-
beit, wie die Bundesagentur für Ar-
beit (BA) deutlich macht – darunter 
eine Mammutaufgabe unter dem 
Stichwort „Betriebskostenabrech-
nungen“, die womöglich noch ein-
mal Hunderttausende Neukunden 
„ins System“ treiben könnte. Denn 
es ist so: im Prinzip können auch Ar-
beitnehmerhaushalte Hartz iV be-
antragen, die – obwohl nicht von Ar-
beitslosigkeit betroffen – kurzfristig 
mit einer hohen Abrechnung des 
Vermieters überfordert sind. Zwar 
gibt es für sie dann nur in dem einen 
Monat Hilfe, in dem die Rechnung 
fällig ist. Aber das Jobcenter müsste 
zahlen. Und es hätte vor allem den 
Bearbeitungsaufwand für ein gan-
zes Hartz-IV-Antragsverfahren. Das 
bindet Personal. 

Einige Ratgeber im Internet, so är-
gert sich die BA, gäben gar den Tipp, 
Forderungen der Vermieter* innen 
nach einem höheren Monatsab-
schlag für die Betriebskosten abzu-
lehnen – damit die Höhe der Nach-
forderung später eine finanzielle 
Not erzeugt, für die das Jobcenter 
einspringen muss.

Der Arbeitsaufwand drohe sich 
fortdauernd deutlich weiter zu er-
höhen. Und dies abseits der Mehr-
anträge durch die extremen ener-
giepreisanstiege von Menschen, die 
ihre Heizkostenabrechnung nicht 
mehr bezahlen könnten. Obendrein 
werde allein schon die Antragsmen-

ge durch die zu begrüßende, wenn 
auch moderate erhöhung des Re-
gelsatzes auf 502 Euro und der da-
mit verbundenen Freibeträge auf 
Vermögen und einkommen zuneh-
men. 

IT-Umstellung stellt Zeitplan 
der Reform in Frage

Übrigens, es gibt bundesweit 407 
Jobcenter und es sind um die 60.000 
Mitarbeiter*innen, die die Reform 
umzusetzen haben. Der Kern der Re-
form namens Bürgergeld ist eine er-
hebliche Schwerpunktverlagerung 
in Richtung Qualifizierung: Langzeit-
arbeitslose sollen nach ihren indivi-
duellen Fähigkeiten und Bedürfnis-
sen fort- und ausgebildet werden. 
Im Zweifel soll das Vorrang vor einer 
Vermittlung in einen oftmals abseh-
bar nur vorübergehenden Hilfsjob 
haben, wie es bislang Praxis ist. 

Dies erfordert auch die nötige An-
passung der IT-Systeme. Eine Einfüh-
rung zum 1. Januar ist schwer reali-
sierbar, bei der Umstellung komme 
es erfahrungsgemäß zu Über-
gangslösungen und zu „ma-
nuellen Mehraufwänden« 
bei der Bearbeitung – anders 
ausgedrückt: zu deutlichen 
Mehrbelastungen der Be-
schäftigten.

Nicht nur Reformbestrebungen, 
auch unabsehbare ereignisse über-
rollen die Beschäftigten in den Job-
centern. Durch den russischen An-
griffskrieg auf die Ukraine kamen 
von Juni bis Mitte September die-
ses Jahres 588.000 Menschen aus 
der Ukraine neu in ihre Zuständig-
keit. Allein dies hat die Gesamt-
zahl der Personen im Hartz-iV-Sys-
tem um 12 Prozent auf 5,4 Milli-
onen erhöht. Überdies macht die 
Hilfe für Ukrainer*innen den Job-
centern wegen der Sprachbarriere 
mehr Arbeit. 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) 
hat ihre Bedenken dem Arbeitsmi-
nisterium kurz vor dem Regierungs-
beschluss zum Bürgergeld im Sep-
tember so mitgeteilt: Da die Jobcen-
ter ohnehin stark ausgelastet seien, 

plädiere die BA für eine Einführung 
des Bürgergeldes zum 1. Juli 2023. 
Das zielt zwar nicht auf die geplante 
erhöhung der Geldleistungen um 12 
Prozent zum 1. Januar ab, wohl aber 
auf aufwendige Bausteine wie etwa 
die neue Weiterbildungsförderung 
für Arbeitslose. Zwar sieht der Ge-
setzentwurf schon vor, einzelne Re-
formteile im April und im Juli star-
ten zu lassen; doch aus Sicht der BA 
müsste es umgekehrt sein: Inkraft-
treten zum 1. Juli und dann schauen, 
was sich vielleicht früher machen 
lässt. 

Ein Minister wird zum  
„Aufstocker“

Schließlich stellt sich die Frage 
nach den Finanzen: Die Mittel für die 
eingliederung von langzeitarbeits-
losen in den Arbeitsmarkt sollten 
2023 mindestens so hoch sein wie 
in diesem Jahr. Finanzminister Lind-
ner hatte die entsprechenden Mit-
tel jedoch drastisch gekürzt, inzwi-
schen in Maßen wieder aufgestockt. 

(Christian Lindner, ein „Aufstocker“ 
– zugegeben, ein eher schlechter 
Witz.) 

Experten befürchten durch feh-
lende Geldmittel erhebliche nega-
tive Auswirkungen auf den soge-
nannten sozialen Arbeitsmarkt, ein 
Instrument, das besonders schwer 
vermittelbaren Fällen unter den 
langzeitarbeitslosen sozialversiche-
rungspflichtige Arbeit über einige 
Jahre ermöglicht.

Zum Schluss noch einmal ein Ori-
ginalton aus dem Jobcenter-Brand-
brief: Es sei bereits jetzt keine Sel-
tenheit mehr, dass die Beschäftigten 
„in Tränen ausbrechen, weil sie nicht 
mehr wissen, wie sie ihre Arbeit be-
wältigen sollen“ – Tränen, nicht auf-
grund schlechter Witze, sondern 
ernster Arbeitsbedingungen.

Im Prinzip können auch Arbeitnehmer - 

haushalte Hartz IV beantragen, die kurzfristig 
mit einer hohen Abrechnung des Vermieters 

überfordert sind
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Zwischen dem Schreiben der 
Texte und der Ferti gstellung 
dieser SPERRE hat der Bundestag 
das Bürgergeld beschlossen, 
und die CDU/CSU-Mehrheit im 
Bundesrat hat es abgelehnt. 
Der Vermitt  lungsausschuss 
von Bundestag und Bundesrat 
wurde angerufen. Darin haben 
sich Regierung und die oppo-
siti onellen Christdemokraten 
allzu schnell  darauf geeinigt, die 
Sankti onen von Hartz IV beizu-
behalten und auf die sankti ons-
freie Schonfrist zu verzichten. 

D
as neue Bürgergeld soll Hartz 
IV ablösen. Es ist, wie wir 
mehrfach in der SPERRE be-
schrieben haben, kaum bes-

ser als Hartz iV. Kürzungen der leis-
tungen werden bleiben, wenn die Ar-
beitslosen nach Ansicht der Jobcenter 
nicht spuren. Die Höhe der Soziallei-
stung müsste etwa um die Hälft e hö-
her liegen, um ein menschenwürdiges 
Existenzminimum zu gewährleisten, 
so berechnen Wohlfahrtsverbände, 
Gewerkschaft en und andere soziale 
Insti tuti onen. Die Gesetzesänderung 
geht der Union jedoch zu weit, über 
die Bundesländer im Bundesrat hat 
sie das Bürgergeld blockiert. Die Am-
pel-Koalition hat der Union schnell 
nachgegeben. Böse Zungen behaup-
ten, sie habe das sowieso als Verhand-
lungsmasse eingeplant.

Auf einige Vorwürfe gegen das Bür-

gergeld wollen wir an dieser Stelle 
näher eingehen :

1. Vorwurf: 
Die Grundsicherung behindert 
die Lust am Arbeiten

Allgemein wird ein Fachkräft eman-
gel beklagt. Da dürfe es nicht sein, 
dass ein Arbeitslosenhaushalt mehr 
Geld vom Staat erhalte, als eine Fami-
lie von im Niedriglohnsektor beschäf-
tigten Menschen. Da wolle keiner 
mehr arbeiten. In Twitt er, Instagram 
und anderen Plattf  ormen im Internet 
werden gerade Beispiele dafür he-
rumgereicht, dass nicht arbeitende 
Haushalte beispielsweise 600 euro 
mehr hätt en als erwerbstäti ge Men-
schen. Die dargestellten Beispiele 
sind allesamt falsch. Sie konnten alle 
einer fachkundigen Nachprüfung 

Das Neueste von FakeNews.com: 
Das Bürgergeld ist ungerecht! 

Über den geplanten Nachfolger von Hartz IV kursieren viele 
Falschmeldungen in der Politi k und in den Medien

Von Arnold Voskamp

Foto: pexels auf pixabay.com

1. Vorwurf: 
Die Grundsicherung 

behindert die Lust 

am Arbeiten
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nicht standhalten. Selbst das frü-
her einmal renommierte Insti tut für 
Weltwirtschaft  verbreitete kurzfristi g 
diese Fake News. Allerdings nahm das 
Insti tut diese Meldung schnell wieder 
von seiner Webseite, als die offen-
sichtlichen Fehler in diesen Falsch-
meldungen auffl  ogen. 

Die Forderung nach dem sogenann-
ten lohnabstandsgebot ist alt. Man 
muss die Frage stellen: Warum gibt 
es überhaupt solche niedrigen Löhne, 
dass das schon sehr niedrige Hartz iV 
in Sichtweite ist? Die andere Wahr-
heit ist: etwa 50 Prozent der eigent-
lich Leistungsberechti gten stellen kei-
nen Antrag auf die Hartz-IV-Grundsi-
cherung, „verschämte Armut“ heißt 
das in der Wissenschaft . Inzwischen 
holen sich zwei Millionen Menschen 
regelmäßig Lebensmitt el bei den Ta-
feln – Tendenz steigend.

Wie wäre es denn mal mit einem 
LohnANSTANDsgebot? Selbst der 
jetzt auf 12 Euro festgelegte Min-
destlohn reicht einer mehrköpfi gen 
Familie mit einem Arbeitseinkom-
men kaum zum leben. im Alter hat 

man nach 45 Jahren Arbeitsleben mit 
Mindestlohnbeschäft igung keine aus-
reichende Rente zu erwarten. 

2. Vorwurf: 
Der Druck auf die Arbeitslosen 
bei Fehlverhalten ist zu gering

Neben zu hohen Sozialleistungen 
sei der Druck auf Arbeitslose zu ge-
ring, heißt es, es gebe zu wenig Kür-
zungen bei fehlendem Wohlverhalten 
der Hartz-iV-Kunden. Das Bundesver-
fassungsgericht hatt e 2019 kriti siert, 
es gebe keine Wirkungsanalyse der 
Sankti onen. Pauschal hat das oberste 
deutsche Gericht den Umfang der Lei-
stungskürzungen sehr deutlich einge-
schränkt. 

Die geplante Änderung mit einer 
deutlichen Zurückhaltung bei den lei-
stungskürzungen innerhalb des ersten 
Jahres und statt dessen mehr Vertrau-
en in die Arbeitslosen ist auf  Druck von 
cDU/cSU vom Tisch. Vertrauen gegen-
über Arbeitslosen ist bei den Prophe-
ten des „Sankti onsschwerts“ nicht vor-
gesehen. Man fühlt sich bei dem Wort 

an Saudi-Arabien erinnert. Ob das die 
Lust zu arbeiten stärken wird? 

3. Vorwurf: 
Wer Vermögen hat, ist nicht 
bedürft ig
„Vermögen darf nicht verschont blei-

ben“, so hieß eine Forderung an das 
geplante Bürgergeld, das das Hartz-
iV-System ablösen sollte. Das Bürger-
geld will zumindest in den ersten zwei 
Jahren einen höheren Freibetrag beim 
Vermögen gewähren, so wie in den 
corona-Sonderregeln. erst bei mehr 
als 60.000 Euro Vermögen (für wei-
tere Haushaltsangehörige jeweils plus 
30.000 Euro) solle man in den ersten 
zwei Jahren keinen Anspruch auf Bür-
gergeld haben, wenn man bedürftig 
sei. Etwa wegen lückenhaft er Beschäf-
ti gung oder wegen anderer Problemla-
gen oder, weil frau alleinerziehend ist.

Die Konservati ven erzwangen jetzt, 
dass es nur 40.000 euro Freibetrag 
plus 15.000 Euro für jede weitere Per-
son im Haushalt gibt und dass dieser 
Freibetrag nur ein Jahr gilt.
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Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung DIW hat 2021 die 
Regeln aus den corona-Sozialpaketen 
und die Möglichkeiten einer dauer-
haften Übernahme der Sonderre-
geln bewertet. Zur Regelung bei den 
Vermögen stellen die DiW-Forscher 
fest: Die Vermögensverteilung ist 
in Deutschland sehr ungleich, bis in 
die Mitt elschicht hinein gibt es keine 
sechsstelligen Geldvermögen, „Ver-
mögen“ ist bei Hartz-IV-Beziehenden 
kaum vorhanden: Nur 1,3 Prozent der 
Hartz-iV-Haushalte haben laut einer 
Untersuchung der Bundesagentur für 
Arbeit „Vermögen“ von 5000 Euro 
oder mehr. Die Anhebung der Ver-
mögensfreigrenzen würde maximal 
10.000 zusätzliche Haushalte in den 
leistungsbezug bringen. 

Zum Vergleich: Dass Vermögen doch 
verschont bleiben darf, sieht man bei 
der Erbschaft ssteuer (siehe dazu den 
Artikel in dieser SPERRE) und auch 
bei der Vermögenssteuer. Die Vermö-
genssteuer wird seit 26 Jahren nicht 
mehr erhoben, weil die Bundesre-
gierung nicht willens war, diese ver-
fassungskonform einzuziehen. Das 
Verfassungsgericht hatte geurteilt, 
die Regierung müsse die Vermögens-
steuer, die immerhin in der Verfas-
sung verankert ist, nach gerechteren 
Maßstäben erheben. Keine seitdem 
regierende politische Mehrheit hat 

diesen Auft rag erfüllt, also wird seit-
dem gar keine Vermögenssteuer 
mehr erhoben. Die Vermögenssteu-
er traf bis 1996 das reichste Prozent 
der Bevölkerung. Durch politi schen 
Unwillen oder politi sche Unfähigkeit 
werden die besonders Reichen in der 
Republik seitdem jährlich mit 10 bis 
25 Milliarden Euro gefördert, so lau-
ten unterschiedliche Schätzungen. 

4. Vorwurf: 
Das Jobcenter bezahlt Arbeits-
losen Luxuswohnungen

In den ersten zwei Jahren der Be-
dürftigkeit wollte das Bürgergeld 
ursprünlich jede Wohnung als an-
gemessen akzeptieren, unabhängig 
von Wohnungsgröße und Miet-
kosten. Die in den für Armuts-
schelte bekannten Medien re-
agierten darauf mit dem Vor-
wurf, das Jobcenter solle damit 
Luxus fi nanzieren. Dieser zwei-
jährige Schutz wurde auf Druck der 
Union nun im Vermitt lungsausschuss 
auf ein Jahr verkürzt.

Viele Verarmte tun viel dafür, dass 
sie nicht auch noch ihre Wohnung ver-
lieren. Bezahlbare Wohnungen lassen 
sich aktuell kaum fi nden. Schon jetzt 
übernehmen die Jobcenter etwa vier 
Prozent der Mietkosten nicht, das Geld 
müssen die Armen woanders herneh-

men. Angesichts der geringen Zahl von 
Wohnungen mit niedriger Miete und 
angesichts der stark gesti egenen Ener-
giepreise ist dies eine sozialpoliti sche 
Katastrophe.

Wohnungskosten sorgen für viel 
Verwaltungsaufwand im Jobcenter. 
Das schon genannte Deutsche Insti -
tut für Wirtschaftsforschung DIW 
hat 2021 nüchtern ermittelt: Die 
Wohnungskosten im Alg II (Arbeits-
losengeld II oder Hartz IV) würden 
jährlich insgesamt um 87 Millionen 
Euro oder um 0,58 Prozent steigen, 
wenn die Jobcenter erst nach zwei 
Jahren Leistungsbezug auf eine Miet-
kostensenkung drängen würden. 
Gleichzeiti g wäre zu erwarten, dass 
der Verwaltungsaufwand für die 

W
enn man eine reprä-
sentative Umfrage in 
Gelsenkirchen machte, 
um den „geilsten“ Bun-

desligaverein im Land zu ermitteln, 
bekäme man aller Wahrscheinlichkeit 
nach ausschließlich „Schalke 04“ zur 
Antwort – und zwar mit einem vorher-
sehbaren Ergebnis, das nahe bei 100 
Prozent liegen dürft e.

Derarti ge Vorbedingungen sind bei 
der Bewertung der ergebnisse zu 
beachten, wenn, wie im November 
2022 geschehen, in einem Politba-
rometer nach der Attraktivität des 
neuen Bürgergeldes gefragt wird. 

Trotz mehr oder weniger berech-

Nackte Zahlen zum Bürgergeld
tigter Sorgen und Ängste der Men-
schen, was deren wirtschaft liche Zu-
kunft  betrifft  : Die große Mehrzahl der 
Bevölkerung ist weder gegenwärtig 
noch zukünftig davon betroffen, auf 
das Bürgergeld als Empfänger*innen 
angewiesen zu sein. Und nicht nur das: 
eine nicht geringe Anzahl von ihnen 
wird höchstwahrscheinlich der Mei-
nung sein – dies sei an dieser Stelle, 
Sti chwort Sozialneid, unterstellt –, das 
Bürgergeld werde von „ihrem“ Steuer-
geld ganz persönlich bezahlt. 

in Anbetracht dieser Überlegungen 
jetzt die Umfrageergebnisse: 

58 Prozent der Befragten fanden das 
Bürgergeld demnach „eher schlecht“, 

nur 35 Prozent „eher gut“. 
Eine Mehrheit der Befragten schloss 

sich zudem der Kriti k an, dass es durch 
die neue Leistung zu wenig Anreize für 
Arbeitslose gebe, sich um eine neue 
Stelle zu bemühen. 68 Prozent sahen 
das so, 26 Prozent teilten diese Kriti k 
nicht. 

Noch einmal: Befragt man 100 pas-
sionierte Nudisten, ohne selbst im Be-
sitz eines Badeanzuges zu sein, ob sie 
für einen Bekleidungszwang an deut-
schen Ostseestränden seien, …

So gesehen sind die nackten Umfra-
gezahlen zur Ablehnung eines Bürger-
geldes keine Überraschung – ganz im 
Gegenteil. (ct)

Schon jetzt übernehmen die Jobcenter etwa vier 
Prozent der Mietkosten nicht, das Geld müssen 
die Armen woanders hernehmen

Unterkunft skosten um 30 Millionen 
Stunden sinkt. 30 Millionen Arbeits-
stunden kosten ein Vielfaches dieser 
87 Millionen Euro. Damit wäre mehr 
Zeit frei für die Vermitt lung und Be-
ratung der Arbeitssuchenden.

Fazit: „Wir machen den Arbeitslosen 
Beine!“ CDU und CSU ging es um reine 
Symbolpoliti k, die viel mit Sti mmung 
und wenig mit Fakten zu tun hat.  
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V
or Hartz iV haben viele 
Angst, da muss man sich im 
Antrag finanziell beim Amt 
ganz nackig machen. Habe 

ich ein zu großes Haus? Ist das Auto 
mehr als 7.500 Euro wert? Habe ich 
etwas geerbt oder Geld verliehen 
oder verschenkt? Habe ich etwas 
für die Altersvorsorge zurückgelegt? 
Muss der Notgroschen verbraucht 
werden? 

Meist sind die Sorgen größer als das 
Problem, fast alle, die länger ohne 
Arbeit sind, haben eh alle Reserven 
verbraucht. Dem Bezug von Hartz iV 
steht selten etwas im Wege. Trotz-
dem bleibt die Furcht.

Anders sieht das bei den ganz 
Reichen aus. Oft denken die Leu-
te: Wenn wir etwas erben oder als 
Schenkung übertragen bekommen, 
dann müssen wir vom neu erhal-
tenen Vermögen Erbschaftssteuer 
bezahlen. eigentlich ist das auch so 
gedacht. Warum soll ein einkommen 
aus Erbschaft oder Schenkung steu-
erfrei gestellt sein, während ein/e 
durchschnittlich Verdienende/r vom 
Arbeitslohn über 20 Prozent lohn-
steuer abführen muss? Müheloses 
einkommen sollte doch nicht bes-
ser gestellt werden als einkommen 
aus Arbeit. (Wenn die CDU heu-
te die Versorgungsmentalität der 
Bezieher*innen von Hartz iV oder 
vom geplanten Bürgergeld beklagt, 
dann hat sie bestimmt nicht die mü-
helosen Einkommen durch Erbschaft 
oder Schenkung im Sinn.)

Erbschaften und Schenkungen 
sind steuerlich besser gestellt 

Jedoch genau das, nämlich die steu-
erliche Besserstellung von erbe oder 
Schenkung gegenüber Arbeitslohn, 
geschieht Tag für Tag und Jahr für Jahr. 
Zwar steht im Gesetz, dass bis zu 50 
Prozent Erbschafts- oder Schenkungs-
steuer gezahlt werden soll. Tatsäch-
lich wurden 2021 laut Berechnung des 
Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung DIW etwa 400 Milliarden 
Euro Vermögen als Erbschaft oder 
Schenkung übertragen. (In diesem 
Text betrachten wir Erbschaften und 
Schenkungen gemeinsam, denn sie 
werden nach ähnlichen Maßstäben 
steuerrechtlich behandelt.) Das heißt, 
im Durchschnitt hat jeder in Deutsch-
land etwa 5000 euro geerbt. 

So ist es natürlich nicht. Die ärmere 
Hälfte der Deutschen erbt gar nichts. 
Die reichsten zehn Prozent erben die 
Hälfte der Summe, also 200 Milliar-
den, davon gehen 100 Milliarden an 

das reichste eine Prozent der Bevöl-
kerung. Davon könnte man Steuern 
bezahlen. Das passiert aber nicht in 
dem Umfang, wie es möglich und 
angebracht wäre. Beim Finanzamt 
angemeldet haben die erb*innen 
nämlich nur 112 Milliarden euro. Der 
erste Grund dafür sind hohe Freibe-
träge: Ehegatten können steuerfrei 
500.000 Euro erben, für Kinder fällt 
bis 400.000 euro keine Steuer an. 
Außerdem ist davon auszugehen, 
dass ein nicht geringer Anteil der 
Erbschaften und Schenkungen dem 
Finanzamt gar nicht gemeldet wird. 
Die größten Vermögen seien wohl 
übertragene Unternehmensbeteili-
gungen, schätzt das Netzwerk Steu-
ergerechtigkeit. 

Finanzämter verzichten  
bei Vermögen zum Teil auf 
Steuereinzug

Die Finanzämter haben 2021 als 
Steuer auf übertragene Vermögen 

Die Bedürftigkeitsprüfung  
ist gar nicht so schlimm – 
jedenfalls nicht für ganz Reiche
Von Arnold Voskamp
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D
ie AfD hat in ihrem Antrag 
zum Bürgergeld einmal mehr 
sozialpolitisch die Hosen 
runtergelassen. Wer denkt, 

die AfD könne Soziales, sollte sich ein-
mal die aktuellen Forderungen die-
ser Partei ansehen – im Folgenden zu 
verschiedenen Punkten einige Zitate 
aus dem Parteiprogramm: 

Zwangsarbeit für 
Leistungsbeziehende 

„…  volljährige erwerbsfähige Lei-
stungsbezieher sollen nach einer Ka-
renzzeit von sechs Monaten grund -
sätzlich an die Teilnahme an der ,Bür-
gerarbeit‘ mit fünfzehn Wochenstun-
den geknüpft werden, soweit nicht 
bereits eine sozialversicherungspfl ich-

elf Milliarden Euro festgesetzt, stellt 
das Statistische Bundesamt fest. 
Das wären 2,7 Prozent Steuersatz 
von 400 Milliarden (verglichen mit 
einem einkommenssteuersatz von 23 
Prozent bei einem mitt leren Jahres-
Arbeitseinkommen von 50.000 Euro, 
das entspricht 4.300 Euro brutt o im 
Monat). Diese elf Milliarden Euro zie-
hen die Finanzämter nicht mal kom-
plett  ein. 

erben von großen Unternehmens-
vermögen rechnen sich regelmäßig 
zahlungsunfähig. Durch geschickte 
Gestaltung der Vermögensübertra-
gung wird das Vermögen als nicht ver-
fügbar erklärt und die Finanzämter 
oder die Finanzminister*innen ma-
chen das mit. Dann wird den Steuer-

pfl ichti gen die zunächst festgesetz-
te Steuer erlassen. Die Summe der 
erlassenen Steuern wird nirgendwo 
ausgewiesen. Tatsächlich wurden 
2021 also noch weniger Steuern ge-
zahlt als diese elf Milliarden.

Gerichtsurteil zur Besteuerung 
von Unternehmensvermögen 
wird ignoriert

Das Bundesverfassungsgericht hat-
te schon 2014 bemängelt, dass große 
Unternehmensvermögen unberech-
ti gterweise bei der Erbschaft ssteuer 
verschont werden. Das Gericht for-
derte die Politi k auf, dass bei über-
tragenen Vermögen über 90 Millo-
nen euro die übliche Steuerverscho-

nung nicht mehr angewendet wird, 
und ab 26 Millionen nur begrenzt. 
Das Gegenteil ist seitdem eingetre-
ten: Die Steuerbelastung großer erb-
schaft en und Schenkungen ist wei-
ter zurückgegangen. Das Netzwerk 
Steuergerechti gkeit hat zudem fest-
gestellt, dass die Steuerentlastungen 
umso größer ausfallen, je höher die 
übertragenen Vermögen sind. 

Bedürftigkeitssprüfung lohnt sich 
vielleicht nicht bei Hartz-iV-Bezie-
henden, jedoch auf jeden Fall dann, 
wenn das Vermögen nur hoch genug 
ist.

tige Beschäftigung mit mindestens 
zwanzig Wochenstunden besteht“.

Lebensmitt elgutscheine 
„…  eine „Sachleistungs-Debitkarte“ 

für volljährige erwerbsfähige Grund-
sicherungsempfänger eingeführt 
werden, mit der als Alternative zu 
der Gewährung von Barmitteln die 
Leistungsgewährung in besti mmten 
Fällen – wie etwa der Verweigerung 
der „Bürgerarbeit“ – unbar über die 
Debitkarte erfolgt“.

Verschärft e Residenzpfl icht 
„…  die Erreichbarkeit für volljährige 

erwerbsfähige Leistungsbezieher 
unmissverständlich so geregelt wer-
den, dass die Leistungsbezieher sich 

grundsätzlich im zeit- und ortsnahen 

Bereich im Inland aufzuhalten haben, 
zu einer möglichen Ortabwesenheit 

im Ausland eine eff ekti ve Kontrolle 
möglich ist“. 

Das Ganze bringt die AfD klar auf 
den Punkt: „Es gilt die Leiti dee: „Wer 
arbeiten kann, soll auch arbeiten“.
„Die Grundsicherung soll zur Aus-

übung einer erwerbsarbeit im regu-

lären Arbeitsmarkt akti vieren.“
Bei dieser Partei steht also die kapi-

talisti sche Verwertung der SGB-II-Be-
ziehenden als billige lohnarbeiter*       -

innen im Vordergrund. Und eine 

Interessenvertretung für Arme, Ein-
kommensschwache oder Rentner*-

innen? Ist bei der AfD nicht vorgese-
hen.  (noa)

Die AfD mal wieder

www.nachdenkseiten.de

Die Untersuchung des Netzwerk Steuer-
gerechti gkeit fi ndet sich im Internet unter:
htt ps://www.netzwerk-steuergerechti gkeit.
de/elementor-10684/
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Z
um 1. Januar 2023 ist die 
größte Wohngeldreform in 
der Geschichte in Deutsch-
land geplant. Mit dem neu-

en „Wohngeld Plus“ sollen deutlich 
mehr Geringentlohnte ein höheres 
Wohngeld bekommen: Der Kreis der 
Wohngeldberechtigten soll von heu-
te rund 600.000 auf zwei Millionen 
Bürgerinnen und Bürger erweitert 
werden.

Der Wohngeldbetrag wird sich 2023 
voraussichtlich um durchschnittlich 
rund 190 euro pro Monat erhöhen. 
Das bedeutet eine Verdoppelung 
des Wohngeldes. Es steigt von jetzt 
durchschnittlich rund 180 euro pro 
Monat auf rund 370 Euro pro Monat. 
Eine dauerhafte Heizkostenkompo-
nente soll die steigenden energie-
kosten und eine Klimakomponente 
erstmals Kosten wie etwa für energe-
tische Gebäudesanierung abfedern.

Weiterer Heizkostenzuschuss: 
415 Euro für eine Person

Um jetzt schnell zu helfen, sollen 
Wohngeldempfängerinnen und 
-empfänger für die Heizperiode von 
September bis Dezember 2022 ein-
malig einen zweiten Heizkostenzu-
schuss erhalten: Für eine Person sind 

415 Euro, für zwei Personen 540 Euro 
und für jede weitere Person zusätz-
liche 100 euro geplant. Zuschussbe-
rechtigte Azubis, Schülerinnen und 
Schüler und Studierende erhalten 
jeweils einen Heizkostenzuschuss in 
Höhe von 345 euro.

Damit ergänzt die Bundesregierung 
den Heizkostenzuschuss i und ver-
sucht den steigenden Preisen Rech-
nung zu tragen. Diesen ersten, einma-
ligen Zuschuss erhielten seit Juli 2022 
insgesamt 2,1 Millionen Menschen. 
Er beträgt mindestens 270 Euro für 
Wohngeld-Haushalte und 230 euro 
für Auszubildende und Studierende 
im BAföG-Bezug. 

Die Stadt Münster rechnet mit 
einer Antragsflut
Die Stadt Münster erwartet hierzu 

eine regelrechte Antragsflut. Da der 
Kreis der Wohngeldberechtigten sich 
erheblich vergrößern wird, rechnet 
das Wohngeldamt derzeit mit einer 
Verdreifachung der Anträge. Die Lei-
terin des Wohnungsamtes, Gabriele 
Regenitter, fordert deshalb bereits 
eine Personalaufstockung seitens 
der Stadt Münster. Der Bund gibt 
wohl mehr Geld für die betreffenden 
Haushalte, für eine Aufstockung 
des Personals der Wohnungsämter 
gibt es aber kein zusätzliches Geld.  

ein besonderes Ärgernis ist aber et-
was Anderes: Der Kreis der Antrags-
berechtigten wird sich einerseits 
wohl vergrößern. Auf der anderen 
Seite wird es aber nach heutigem 
Stand eine Verschlechterung geben, 
nämlich bei der Mietstufe, die für 
die Berechnung der Wohngeldhöhe 
wichtig ist. Münster soll hierbei von 
der Mietstufe 5 wieder auf Mietstufe 
4 herabgestuft werden. Und das, ob-
wohl die Mietpreise in Münster wei-
ter munter steigen. Zum Vergleich: in 
Düsseldorf und Köln gilt die Mietstu-
fe 6, in Bonn die Mietstufe 5. 

Der richtige Wohngeldrechner?
Wer jetzt schon einmal wissen 

möchte, ob und wieviel diese Reform 
bringen wird, kann sich in der Regel 
mit Hilfe eines Wohngeldrechners in-
formieren. Allerdings ist hier Vorsicht 
geboten. Die im internet angebote-
nen Wohngeldrechner für das Jahr 
2023 sind häufig nur „Datenabgrei-
fer“. Einen regulären Rechner gibt es 
noch gar nicht. Und wenn, wäre er 
auf der Seite des Wohnungsamtes zu 
finden oder des Landes Nordrhein-
Westfalen unter dem Namen „wohn-
geldrechner nrw“ und mit dem Stand 
01.01. 2023. 

Höheres Wohngeld 
für mehr  

Berechtigte
Zwei Millionen Menschen  

sollen profitieren
Von Norbert Attermeyer

W A S  Z U M  l e B e N  G e H ö R T  _ 
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D
ie Betreuung von pflege-
bedürftigen Menschen in 
Deutschland ist selbst pfl e-
gebedürftig. Wenn man 

selbst Pfl ege braucht oder wenn die 
eigenen Eltern bedürftig werden, 
dann mag man das merken. Sonst 
verdrängen das die meisten Men-
schen in unserer Gesellschaft. Die 
meisten Pfl egebedürft igen werden 
unentgeltlich von Familienangehö-
rigen versorgt, meist von Frauen.
In traditi onellen Gesellschaft en war 
dies die Regelversorgung. 

Mit der Auflösung großer Famili-
enverbände, mit erhöhter Erwerbs-
mobilität und mit höherer Frauener-
werbstäti gkeit gehen die Spielräume 
für die Familiensorge verloren. Am-
bulante Pfl egedienste übernehmen 
einen großen Anteil der Pfl egearbeit, 
meist ergänzend zu familiären Hilfen. 
Die höchste Stufe der Professiona-
lisierung findet teuer und oft auch 
unzureichend in Heimen statt .

Ein besonderer Bereich ist je-
doch noch weniger sichtbar, noch 
weiter aus dem Alltag ausgeklam-
mert und eine große Grauzone: die 

24-Stunden-Betreuung im Haushalt 
der Pflegebedürftigen. Sie wird in 
Deutschland überwiegend durch 
osteuropäische Frauen geleistet. 
Manchmal betreut eine Frau zwei 
Personen. 

Über eine halbe Million 
Betreuungskräft e aus Polen, 
Bulgarien und der Ukraine

Genaue Zahlen, wie viele dieser 
Frauen hierzulande arbeiten, kennt 
niemand. Die meisten 
Schätzungen gehen von 
rund 300.000 Pf lege-
haushalten aus. ihr Hei-
matland verlassen sie 
mehrere Monate, danach 
werden sie abgelöst von 
einer anderen Frau, um 
häufi g nach ein paar Monaten wie-
derzukommen. Bei 300.000 Haus-
halten wird es sich daher um ins-
gesamt mehr als doppelt so viele 
Frauen handeln, also über eine hal-
be Million, die im Wechsel arbeiten.

Die betreuenden Personen haben 
in der Regel ein Zimmer im Haus-

Frauen aus 
Osteuropa leisten 
vielfach Live-in-
Betreuungsarbeit

In Hundertt ausenden Haushalten 
lassen Deutsche ihre bedürft igen 
Angehörigen von Arbeits -
migranti nnen pfl egen
Von Arnold Voskamp

halt der Pfl egebedürft igen. Sie wer-
den über Vermittlungsagenturen 
angeworben, meist von einer in 
Deutschland und einer weiteren in 
ihrem Heimatland, bei der sie ihren 
„Arbeitsvertrag“ abschließen.

Sie verdienen in einer Vollzeitstel-
le gut 2.000 Euro monatlich brutto, 
versteuert und sozialversichert zu 
Bedingungen ihres Heimatlandes. 
Mehr oder weniger deutlich sind 
sie angewiesen, rund um die Uhr 
abrufbar zu sein. Im Grunde sind 

ihre Tätigkeiten durch die Bedürf-
nisse der Pflegebedürftigen be-
stimmt. 

Rein rechtlich steht den Betreu-
ungskräft en für jede Stunde, auch 
für die Bereitschaft , der Mindest-
lohn zu. Das heißt, für die oben 
genannte Summe von gut 2.000 

„Von den Vermitt lungsagenturen wird 
zwar versichert, ihre Verträge seien arbeits -
rechtlich in Ordnung, Zweifel daran sind 
jedoch angebracht.” 
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euro müssten sie 40 Stunden in der 
Woche arbeiten oder zur Verfü-
gung stehen und nicht mehr. Jede 
weitere Stunde, auch in der Bereit-
schaft, muss entsprechend bezahlt 
werden, urteilte 2021 das Bundes-
arbeitsgericht (BAG) im Fall einer 
bulgarischen Haushaltsbetreuerin 
am 24. Juni 2021 (Aktenzeichen 5 
AZR 505/20). Diese Bulgarin war so-
gar nur für 30 Stunden angestellt 
und verdiente etwa 1.000 euro net-
to im Monat.

Von den Vermittlungsagenturen 
wird zwar versichert, ihre Verträge 
seien arbeitsrechtlich in Ordnung, 
Zweifel daran sind jedoch ange-
bracht. Die osteuropäischen Kräf-
te akzeptieren jedoch meist diese 
Arbeits- und lebenssituation. So-
gar wenn sie dafür ihre Kinder bei 
Großeltern zurücklassen müssen 
oder wenn ihre eigenen eltern im 

gewerkschaftlichen Beraterinnen 
gefunden, meist bleiben die auslän-
dischen Pflegekräfte jedoch unin-
formiert und isoliert. 

Die meisten in Deutschland in der 
Betreuung tätigen Frauen kommen 
aus Polen (46 Prozent), aber auch 
aus dem gesamten mittel- und ost-
europäischen Raum, einschließlich 
Belarus und Ukraine. Angesichts 
der großen Zahl geflüchteter ukra-
inischer Frauen dürfte deren Zahl in 
der Pflege deutlich steígen. Der im 
November 2022 erschienene „At-
las der Migration“ der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung beschreibt im Kapitel 
„Die Pflegewanderung“, wie tsche-
chische Frauen nach Deutschland in 
die Betreuungsarbeit gehen und in 
Tschechien schon vor dem Ukraine-
Krieg durch ukrainische Frauen er-
setzt werden. 

Die Beschäftigungsphasen dauern 
für gewöhnlich ein paar Monate, 
dann werden die Frauen durch 
andere ersetzt. in der Zwischen-
zeit erledigen sie, was zu Hause an 
Familienpflichten liegengeblieben 
ist. Und dann kehren sie wieder 
in den gleichen oder in einen an-
deren Haushalt nach Deutschland 
zurück. Der Bedarf an Frauen wie 
ihnen ist groß.

Eine persönliche Betreuerin 
muss man sich leisten  
können

höheren Bereich. in der Regel wird 
die Unterbringung im Haushalt nur 
mit entsprechenden räumlichen 
Möglichkeiten wie in einem eigen-
heim möglich sein. Die monatli-
chen Kosten der Betreuung bewe-
gen sich zwischen gut 2.000 euro 
und über 2.500 Euro pro Pflege-
kraft. Diese werden in der Regel 
nicht von den Sozialkassen über-
nommen.

Die Angehörigen der Pflege-

bedürftigen stehen zwar unter 
einem nicht geringen moralischen 
Druck, für ihre Eltern oder nahen 
Verwandten zu sorgen. ihre per-
sönliche Lebenssituation lässt dies 

Heimatland auch eine Unterstüt-
zung brauchen. Sie verdienen in 
Deutschland vielleicht dreimal so 
viel wie in Polen, und in der Ukra-
ine oder in Bulgarien wäre ein lohn 
noch viel geringer.

Pflegekräfte lassen ihre  
Familie für Monate zurück

Die Lebenssituation der Frauen in 
Deutschland ist meist schlecht. Sie 
stehen für sich allein da, haben kei-
nen direkten Austausch mit Arbeits-
kolleginnen und erst recht nicht mit 
ihrer Familie oder Freundinnen. Die 
bulgarische Frau hatte Kontakt zu 

„Die Lage in der Pflege ist schon 
lange verbesserungsbedürftig und 
wird durch die älter werdende Gesell-
schaft auch nicht besser.”

Die meisten in Deutschland 

    in der Betreuung tätigen
            Frauen  kommen aus 

                        Polen (46 %)

aber oft nicht zu. Die Arbeit, eige-
ne Kinder oder andere Verpflich-
tungen stehen dagegen, so dass 
sie gern oder gezwungenermaßen 
das Angebot der Betreuungsfir-
men aus Osteuropa in Anspruch 
nehmen. 

Die Lage in der Pflege ist schon 
lange verbesserungsbedürftig und 
wird durch die älter werdende Ge-
sellschaft auch nicht besser.

im aktuellen Koalitionsvertrag 
haben die Parteien der Ampel-Re-
gierung vereinbart, – auch vor dem 
Hintergrund der erwähnten BAG-
Entscheidung –, die 24-Stunden-
Betreuung auf eine reguläre Basis zu 
stellen. Vielleicht kommt es gut und 
zu einem neuen Sondervermögen. 
Vielleicht bleibt es beim Unvermö-
gen.

Zu allen Formen der Pflege und 
Betreuung gibt es hohen Bera-
tungs- und Unterstützungsbedarf. 
Teilweise wird unabhängige Bera-
tung angeboten, zum Beispiel im 
Pflegebüro der Stadt Münster (für 
Pflegebedürftige und Angehörige) 
oder für professionelle Pflegende 
bei den Gewerkschaften.

Das Interesse der Pflegebedürftigen 
besteht darin, dass sie weiter relativ 
frei in den eigenen vier Wänden woh-

nen können sowie ihre lebensqua-

lität und Autonomie nicht zwischen 

rigiden Regeln und spärlichen leis-

tungen eines Pflegeheimes verlieren. 
Zu Hause kann eine im Notfall immer 
verfügbare Betreuerin einen gewis-

sen Standard aufrechterhalten. Der 
persönliche leistungs- und Kontroll-

verlust liefert sie jedoch gleichzeitig 
einer Abstimmung mit einer fremden 
Person aus – dies fällt manchen alten 
Menschen sehr schwer. 

Die Einkommen der Pflegebedürf-
tigen liegen eher im mittleren bis 
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A
uch in Münster gab es am 29. 
Oktober eine erste Demo des 
Bündnisses „Nicht mit uns! 
Wir frieren nicht für eure Pro-

fi te!“, dem sich Gewerkschaft en, Sozial-
verbände, Parteijugenden und viele an-
dere Gruppen angeschlossen haben. 
Die geplante Gasumlage wurde von 
der Regierung zurückgenommen, eine 
Gaspreisbremse soll kommen, eben-
so wie eine Strompreisbremse, um 
Existenzen zu sichern, Arbeitsplätze 
zu erhalten und den sozialen Frieden 
zu wahren. Gleichwohl bleibt viel zu 
tun, um tatsächlich soziale Gerechti g-
keit herzustellen und gerade in Krisen-

zeiten dafür zu sorgen, dass die Sche-
re zwischen Arm und Reich nicht nur 
nicht weiter auseinandergeht, son-
dern verkleinert wird. 

Notwendig sind schnelle und 
wirkungsvolle Entlastungen

in diesem Herbst werden steigende 
Preise als erstes spürbar im Geldbeu-
tel. Viele von uns spüren die Infl ati -
on und die explodierenden Gas- und 
Stromkosten mit erhöhten Abschlä-
gen. Vor allem Menschen mit gerin-
gen und mitt leren Einkommen tref-
fen die Belastungen am härtesten.

Münsteraner Bündnis kämpft  
für soziale Gerechti gkeit
Krisenkosten gerecht verteilen – Übergewinne abschöpfen und 
Vermögenssteuer wieder akti vieren
Ein Gastbeitrag von Carsten Peters1

Die Bundesregierung hat mit entla-
stungen reagiert. Einige Maßnahmen, 
wie der Strompreisdeckel, das Ab-
schöpfen von Zufallsgewinnen oder 
einmalzahlungen an Rentner*innen 
und Studierende, hätt e es ohne den 
Druck des DGB und seiner Mitglieds-
gewerkschaft en nicht gegeben. 

Doch viele Hilfen greifen zu langsam 
oder sind unklar. es muss nachgebes-
sert werden – schnell und wirkungs-
voll. Schnelle entlastungen müssen 
her: 1000 Euro als Soforthilfe für alle 
Beschäftigten, Empfänger*innen 
von Grundsicherung und sonstigen 
Sozialleistungen, Rentner*innen, 

Der Krisenmodus der 

Gesellschaft  scheint 
inzwischen erprobt zu sein. 
Kurzarbeitergeld, Rett ungs-
schirme, Entlastungspakete 
gehören inzwischen zum 

politi schen Alltag, um Not-
lagen zu vermeiden. 

Politi k und Gesellschaft  ringen 
um eine sozial gerechte 

Auft eilung der Krisenlasten. 

F
o

to
: 

A
g

n
e

ta
 B

e
ck

e
r

  _ B l i c K P U N K T  M Ü N S T e R



19

Versorgungs empfänger*innen, Studierende und 
Auszubildende, sowie 100 Euro für jedes Kind.

Energiepreisdeckel für Strom und Gas
Der Grundbedarf muss für alle bezahlbar bleiben. 

Die Bundesregierung hat auf Druck der Gewerkschaf-
ten eine Strompreisbremse angekündigt. Sie muss 
schnell umgesetzt werden. Auch für Gas ist eine 
Preisbremse notwendig, damit niemand Sorge vor 
dem Winter haben muss. Auch für Unternehmen und 
den erhalt der Arbeitsplätze muss es angemessene 
lösungen geben.

Der DGB hat die Entscheidungen der Ampel-Koalition 
als wichtiges Signal zur Beruhigung der Märkte be-
grüßt. Die Gaspreisbremse hatte er bereits seit vielen 
Monaten gefordert, denn eine Gaspreisbremse schafft 
Planungssicherheit für Betriebe und Privathaushalte, 
sie kann zudem die Inflation abdämpfen. Jetzt ist ein 
Modell zu entwickeln, das schnell umgesetzt werden 
kann und sowohl entlastet als auch einen Anreiz zum 
energiesparen setzt. Die von der Bundesregierung ins 
Leben gerufene Expertenkommission unter Beteili-
gung der Gewerkschaften wird mögliche Modelle ge-
nau und mit Tempo prüfen. Dass im Rahmen des Wirt-
schafts- und Stabilisierungsfonds nun auch nennens-
werte Mittel für eine echte Entlastung zur Verfügung 
gestellt werden, ist nur folgerichtig. Für den DGB geht 
es um den sozialen Frieden in unserer Gesellschaft und 
die wirtschaftliche Zukunft des Landes.

Die Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns auf 
zwölf Euro sowie die Einführung eines Bürgergeldes 
sind wichtige Schritte für Menschen mit geringen 
einkommen. Auch die Mindestausbildungsvergütung 
muss nun erhöht werden. Gute, existenzsichernde 
Löhne und Gehälter für alle gibt es vor allem mit 
Tarifverträgen – auch deshalb muss die Tarifbindung 
in Deutschland gestärkt werden. Dass die Bundesre-
gierung zusätzliche Zahlungen von bis zu 3000 euro 
steuerfrei stellt, ist ein gutes weiteres Angebot. Ziel 
der Gewerkschaften bleibt dabei die dauerhafte Sta-
bilisierung der Reallöhne.

Wirtschaft stabilisieren und  
Arbeitsplätze sichern 
Es darf nicht sein, dass Unternehmen aufgrund der 

hohen Energiekosten Beschäftigte entlassen, ins 
Ausland abwandern oder ihr Geschäft ganz aufge-
ben. Deswegen fordern die Gewerkschaften einen 
Schutzschirm für Unternehmen und die öffentliche 
Daseinsvorsorge (etwa durch Stadtwerke, Alten- und 
Pflegeheime, Kitas und Schulen, Hochschulen, Kran-
kenhäuser und  weitere Non-Profit-Einrichtungen). 

Gleichwohl bleibt Solidarität keine einbahnstra-
ße: Wirtschaftshilfen müssen an klare Kriterien wie 
Beschäftigungssicherung und Vereinbarungen zur 

B l i c K P U N K T  M Ü N S T e R  _ 
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Tarifb indung gebunden sein. Der er-
leichterte Zugang zum Kurzarbeiter-
geld muss über den 31.12.2022 hi-
naus verlängert werden. So können 
energie engpässe in Betrieben oder 
gar vorübergehende Stilllegungen 
von Betrieben aufgrund zu hoher En-
ergiekosten überbrückt werden.

Mieter*innen jetzt 
besonders schützen!

Bund, Länder und Kommunen müs-
sen sicherstellen, dass Menschen 
aufgrund der Energiekrise ihre Woh-
nung nicht verlieren und ihnen weder 
Strom noch Gas abgestellt werden. 
Für die Dauer der Energiekrise for-
dern wir ein Kündigungs-Moratori-
um. Der von der Bundesregierung an-
gekündigte Heizkostenzuschuss für 
Wohngeldempfänger*innen ist ein 
wichti ger Schritt , doch weitere müs-
sen folgen.

Dass Mieter oder Mieterinnen ihre 
Wohnung verlieren, obwohl sie ihre 
Mietschulden bezahlt haben, wie 
unlängst geschehen, sei ein Ding der 
Unmöglichkeit, so der DGB: „Das 
darf nicht sein!“ Ein breites Bünd-
nis aus Mietervereinen, Gewerk-
schaften, Wohlfahrts- und Jurist*-
innenverbänden fordert daher in 
einem offenen Brief an den Bun-

desjustizminister einen effektiven 
Kündigungsschutz für Wohnungs-
mieter*innen.

Übergewinne abschöpfen 
und große Vermögen 
fair besteuern

Während die steigenden Preise die 
privaten Verbraucher*innen und 
viele Betriebe immer stärker be-
lasten, wachsen die Vermögen der 
Reichsten ungebremst weiter. Viele 
Konzerne fahren hohe Gewinne ein. 
Sie müssen abgeschöpft  und zur Ge-
genfi nanzierung der Entlastungen ge-
nutzt werden. Superreiche und Ver-

mögende sollen mehr Steuern zahlen 
und über eine einmalige Vermögens-
abgabe zur Kasse gebeten werden. 
Dauerhaft  muss die 1996 ausgesetzte 
Vermögenssteuer wieder aktiviert 
wer den, um insbesondere private 
Vermögen stärker heranzuziehen. 
Große Erbschaften müssen stärker 
besteuert werden. Die Schulden-
bremse gehört weiter ausgesetzt.

Erneuerbare Energien 
ausbauen

Der Ausbau der erneuerbaren en-
ergien muss mit Hochdruck vorange-
trieben werden. es braucht klare und 
verlässliche Rahmenbedingungen, be-
schleunigte Genehmigungsverfahren 
und zusätzliche, leicht zugängliche 
Förderprogramme. Zusammen mit 
mehr Anstrengungen zum energie-
sparen und zur Gebäudesanierung 
können wir so die energiewende 
schaff en!

Die Gewerkschaft en setzen sich da-
für ein, die Pendlerpauschale in ein 
Mobilitätsgeld umzuwandeln. Die 
Einführung eines einheitlichen, bun-
desweiten Nahverkehrstickets wird 
grundsätzlich begrüßt. Mobilität 
muss für alle bezahlbar sein. Ein preis-
werter öff entlicher Personennahver-
kehr (ÖPNV) entlastet die Menschen 
und fördert die Mobilitätswende. 

Den ÖPNV reformieren

Wichti g ist, gleichzeiti g Angebot und 
Kapazitäten zu erhöhen. Das setzt in-
vesti ti onen in den Ausbau der Infra-
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„Es muss sichergestellt werden, dass Menschen aufgrund 
der Energiekrise ihre Wohnung nicht verlieren und ihnen 

weder Strom noch Gas abgestellt werden.“
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Weihnachten

Fröhliche

   wünscht Ihnen

die „sperre“ Redaktion

struktur, in emissionsfreie Fahrzeuge 
und in mehr Personal voraus. Zudem 
gilt es, die Verkehrsunternehmen von 
den steigenden energiekosten zu ent-
lasten. Bund und länder müssen bei 
der Finanzierung an einem Strang zie-
hen und schnell handeln, um mit zusätz-
lichen Mitt eln für die Regionalisierung 
des Nahverkehrs das aktuelle Angebot 
zu erhalten und Bahnverbindungen zu 
reakti vieren oder neu zu schaff en.

Die Gewerkschaften fordern eine 
akti ve Politi k, um die Folgen des Uk-
raine-Krieges und der corona-Pande-
mie zu bewälti gen und gleichzeiti g die 
notwendigen Weichen für eine gute 
Zukunft zu stellen. Neben der Not-
wendigkeit, den erheblichen Investi -
ti ons- und Modernisierungsstau ab-
zubauen, muss die Funkti onsfähigkeit 
kritischer Infrastrukturen bewahrt 
und insbesondere die energie- und 
Rohstoffversorgung nachhaltig si-
chergestellt werden.

in lokalen und überregionalen 
Bündnissen werden sich die Gewerk-
schaften bundesweit für dauerhaft 
wirksame und gute sozialstaatliche 
Leistungen einsetzen. Basis für jede 
Zusammenarbeit ist ein klares, unein-
geschränktes Bekenntnis zur Demo-
krati e, zu Diversität und Vielfalt und 
zur Solidarität mit den Menschen in 
der Ukraine. Zudem bedarf es klarer 
Kante und Abgrenzung gegen Rechts. 
AfD & Co dürfen nicht zu den Krisen-
gewinnern zählen.

Der DGB und seine Mitgliedsge-
werkschaft en haben schon immer in 
schwierigen Zeiten Verantwortung 
übernommen: für die Arbeitneh-
mer*innen, für die Unternehmen, für 
unsere Gesellschaft . 

Die nächste Demonstration des 
Münsteraner Bündnisses „Nicht mit 
uns! Wir frieren nicht für eure Profi -
te!“ fi ndet am Samstag, 10. Dezem-
ber, in Münster statt . Sie beginnt um 
12 Uhr am Schlossplatz, danach sind 
alle Bürger*innen zu einem Stände-
fest ab 14 Uhr auf dem Stubengassen-
platz eingeladen.

1 Gastautor Carsten Peters ist 

stellvertretender Vorsitzender des 

DGB-Stadtverbands Münster.
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und ein gutes Neues  Jahr
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Bild: Agneta Becker
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D
as interessante an dieser Ge-
schichte ist, wie gängig und 
wie wichti g in der Politi k die 
Praxis der Begriff sfi ndung ist. 

Dass Begriff e verschleiern und manch-
mal den eigentlichen Sinn auf den Kopf 
stellen, dafür gibt es viele Beispiele. 
Der Klassiker schlechthin ist der Begriff  
Arbeitnehmer und Arbeitgeber. ei-
gentlich ist es doch der Arbeitnehmer, 
der Arbeit gibt, und der Arbeitgeber ist 

es, der die Arbeitsleistung entgegen-
nimmt. Aber da Geben ja seliger ist als 
Nehmen, bleibt es bei der gebräuch-
lichen Zuschreibung. Oder der Begriff  
„sozial schwach“, der gerne genom-
men wird, um Armut zu beschreiben. 
Aber Arme sind nicht sozial schwach, 
sondern finanzschwach. Ansonsten 
wären alle Reichen ja sozial stark. Was 
selbst in den kapitalisti schen USA nie-
mand ernsthaft  behauptet. 

Die Beschönigung sorgt für 
den besseren Klang 

Apropos USA. edward Snowden 
sagte mal, das tollste „branding“ in 
den USA sei, dass das Verteidigungs-
ministerium Verteidigungsministe-
rium heißt, obwohl seit mehr als 
150 Jahren die Vereinigten Staaten 
nur Kriege außerhalb der eigenen 
Grenzen betreiben. Richti gerweise 

Das passende Wort 
für noch mehr Sand in den Augen

Wie geschicktes „Wording“ und „Framing“ unser Denken besti mmt 

Von Norbert Att ermeyer

Erinnern Sie sich noch an die Flut katastrophe im Ahrtal? Seinerzeit war die 
rheinland-pfälzische Umweltministerin Anne Spiegel in der Kriti k. Sie habe sich in der 

Flutnacht mehr um ihr Image als um die Not der Menschen gekümmert, so die 

Oppositi on. Intern hatt e sie deshalb gegenüber ihren engsten Mitarbeiter*innen 
hierfür um ein „Wording“ gebeten, mit dem sie dann klar machen könne, dass sie 

sich doch um die betroff enen Menschen im Ahrtal gekümmert habe. 
Das Wording kam nicht und am Ende musste sie ihren Hut nehmen. 
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müsste es Kriegsministerium hei-
ßen. Klingt dann aber nicht mehr so 
gut. Was uns natürlich fragen lässt, 
was unsere Bundeswehr in den 
letzten Jahren so gemacht hat. Die 
Freiheit am Hindukusch „verteidigt“ 
und jetzt in Mali? Geht es da wieder 
um Freiheit oder um Rohstoff e und 
die Abwehr von möglichen Flücht-
lingen? 

Wie auch immer, mit dem rich-
ti gen Wording geht so Einiges. Bei-
spielsweise wenn Kriegseinsätze ka-
schiert werden sollen. Im politi schen 
Sprachgebrauch wurde hierfür auf 
der Münchner Sicherheitskonferenz 
das entsprechende Wording gefun-
den. Unsere damalige Verteidigungs-
ministerin von der leyen und der 
damalige Bundespräsident Gauck 
preschten mit dem Begriff  „Verant-
wortung übernehmen“ vor. Und 
der ehemalige Außenminister und 
jetzige Bundespräsident Steinmei-
er sekundierte. Deutschland müsse 
sich seiner Verantwortung gegen-
über der Welt stellen (kleiner hatt en 
sie’s nicht). Seitdem laufen die Aus-
landseinsätze der Bundeswehr unter 
diesem Deckmantel. Verantwortung 
übernehmen klingt doch viel besser 
als Kriegseinsatz oder Rohstoff siche-
rung. 

Auch Wladimir Putin weiß, wie 
Wording geht. Er nennt den Angriff s-
krieg in der Ukraine einen „Spezi-
aleinsatz“. Klingt doch gleich viel 
besser. Und bevor wir uns entspannt 
zurücklehnen: Wie hieß doch gleich 
unser Angriff skrieg auf Jugoslawien? 
Richtig, es war eine „militärische 
Operati on“. Klingt nach einem sau-
beren chirurgischen Eingriff . Unsere 
Tornados haben Belgrad bombar-
diert und am ende war wieder alles 
gut. 

Unvergessen ist auch der Begriff 
„Freizeitpark Deutschland“, mit 
dem der ehemalige Bundeskanzler 
Helmut Kohl die Massenarbeitslo-
sigkeit bezeichnete. Oder die end-
lagerung nuklearer Brennstäbe im 
„Entsorgungspark“. 

Wer das Bildungs- und Teilhabe-Pa-
ket kennt, wird sich vielleicht wun-
dern, dass der positi ve Begriff  Teil-

habe auch für ganz Anderes herhalten 
muss. Gemeint ist hier die „nukleare 
Teilhabe“, mit der Deutschland in Zu-
sammenarbeit mit Frankreich und den 
USA die Möglichkeit erhält, mit neuen 
Kampffl  ugzeugen Atombomben über 
Russland abzuwerfen. Teilhabe eben. 
Deutschland darf ja keine eigenen 
Atombomben haben. Die Welt nimmt 
uns noch immer die beiden Welt-
kriege krumm.

Asyltourismus hört sich an wie 
Urlaub auf Schlauchbooten

Dieses Beispiel steht auch für das 
oft praktizierte neudeutsche „Fra-
ming“. Dabei werden Begriff e zusam-
mengefasst, die eigentlich gar nicht 
zusammen gehören. So etwa der in 
der Flüchtlingsdebatt e gerne von in-
teressierter Seite benutzte Begriff 
„Asyltourismus“. Gemeint sind damit 
die vor Not und Verfolgung Gefl üch-
teten, die sich nur aus touristi schen 
Gründen hier bei 
uns aufh alten.

Auch der Begriff 
„Klimawandel“ 
steht eher für Ver-
harmlosung. ei-
gentlich müsste 
von einer Klima-
Katastrophe oder 
zumindest von ei-
ner Klima-Krise ge-
sprochen werden. 
Bei Katastrophe 
und Krise müsste 
gehandelt werden. 
einen Wandel kann 
man sich einfach 
nur interessiert an-
schauen. 

Oder die berüch-
tigte NSU-Zelle. 
Von Anfang an 
wurde der Öff ent-
lichkeit mit diesem 
Begriff  eingeredet, 
dass das nur zwei 
oder drei rechtsra-
dikale Terroristen 
waren. Die auf 
wundersame Wei-
se an vielen Stel-

len Unterstützung fanden bis hin zu 
V-Leuten des Verfassungsschutzes. 
War aber nur eine Zelle. Vielleicht 
auch nur ein Atom? Und der deutsche 
Michel konnte sich entspannt wie-
der zum Schlafen umdrehen. Obwohl 
unser ehemaliger innenminister De 
Maizière da wenig Hoffnung macht. 
Gefragt nach dem aktuellen Stand 
zu Terror in Deutschland schwieg er 
sich aus und gab ganz lapidar zu Pro-
tokoll: „Teile meiner Antwort würden 
die Menschen nur beunruhigen.“ Wie 
auch immer, wir wissen es nicht. 

Heute geht die Politik da ganz auf 
Nummer sicher. Gute Beispiele hier-
für sind die „Schöne-Worte-Gesetze“. 
Als da wären: das Gute-Kita-Gesetz, 
das Starke-Familien-Gesetz, das Ge-
ordnete-Rückkehr-Gesetz und das 
Faire-Kassenwahl-Gesetz. Gegen sol-
che Gesetze wird doch wohl niemand 
etwas haben. Oder? 

Spannend bleibt immer das Klein-
gedruckte.
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Seit der letzten SPERRE-

Ausgabe ist im Laufe des Ka-

lenderjahres wieder einmal 

der 9. November verstrichen – 

dieses Datum gilt gemeinhin als 

ein deutscher Schicksalstag.

Wie jedes Jahr wurde insbe-

sondere an zwei Gedenktage 

erinnert. Einmal an den 

9. November 1938, der Tag 

der sogenannten Reichs-

pro gromnacht, als in ganz 
Deutschland die jüdischen 

Gott eshäuser brannten. 
Und zweitens ist es der 9. No-

vember 1989, an dem des Mau-

erfalls in Berlin gedacht wird.

Der 9. November, ein wahrlich 

geschichtsträchti ges Datum, an 
dem sich allein im 20. Jahrhun-

dert in Deutschland mehrfach 

Historisches ereignet hat:

9. November 1918 Der 1. 
Weltkrieg ist für das deutsche Kaiser-
reich verloren. An diesem Tag wird 
in Berlin die erste deutsche Republik 
ausgerufen.

9. November 1939  erst seit 
ein paar Wochen tobt der 2. Weltkrieg, 
der noch fast sechs Jahre andauern 
wird. Im Münchener Hofbräuhaus 
scheitert der Att entatsversuch Georg 
Elsers, Zielperson war der deutsche 
Reichskanzler und Kriegsverbrecher 
Adolf Hitler, dieser überlebt unver-
sehrt. 

9. November 1967 Bei einer 
Feierstunde der Universität Hamburg 
entrollen Studenten*innen ein Pro-
testbanner auf off ener Bühne mit der 
Aufschrift : „Unter den Talaren, Muff  
von 1000 Jahren“.

All diese drei weiteren erinnerungs-
tage sind unter dem Stichwort „9. 
November“ schnell gegoogelt. Ein 
zusätzliches Datum fi ndet man nur in 
einer aufwendigeren Suche. Und das 

ist bedauernswert, da doch all diese 
Gedenktage trotz ihrer Verschieden-
heit über die staatliche Verfasstheit 
Deutschlands historisch refl ekti eren. 
Dabei geht es um Gegensätze wie 
demokratische Bestrebungen versus 
Autokratien oder auch ganz schlicht 
Demokrati e versus Diktatur.

Doch am geschichtlichen Anfang 
standen die demokratischen Bestre-
bungen im Revolutionsjahr 1848. 
Nicht nur in Deutschland gab es die-
sen Kampf um Freiheit und soziale Ge-
rechti gkeit, dieser Revoluti onskampf 
erfasste ganz Europa. Und er schei-
terte grandios und auf ganzer Linie. 
Vielleicht deshalb diese verschütt ete 
erinnerung – bedauerlicherweise!  
Vor geraumer Zeit gab es eine Brief-
marke zum Gedenken. Am 9. Novem-
ber 1848 wurde einer der Hauptak-
teure der 1848er-Revoluti on von den 
reaktionären Kräften hingerichtet: 
Sein Name war Robert Blum. An die-
sen Namen, an diesen Menschen 
sollte zu gegebener Zeit erinnert wer-
den, wenn man es mit der Demokrati e 
in Deutschland ehrlich meint.  (ct)

Der 9. November – 
ein deutscher Schicksalstag

Sonderbriefmarke zum Gedenken an Robert Blum (Bild: Deutsche Post)
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Sonderbriefmarke zum Gedenken an Robert Blum (Bild: Deutsche Post)
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Jobcenter stellen. In Nordrhein-Westfa-
len haben die kommunalen Jobcenter 
bereits einen „Kurzantrag“ eigens für 
diese Fälle entwickelt. Die Möglichkeit, 
im Fälligkeitsmonat einen Antrag beim 

Jobcenter zu stellen, gibt es auch für 

Einmalige Leistungen 
vom Jobcenter
für Beschäft igte 

Hohe Heizkostennachzahlung?

Auch als Angestellte*r oder Selbst-

ständige*r können Sie wegen einer 

Nachforderung aus der Heizkostenab-
rechnung oder bei Kosten zur Brenn-

stoffb  eschaff ung, wie z.B. die Befüllung 
des Öltanks, einen einmaligen Anspruch 
auf (aufstockende) Leistungen beim Job-
center geltend machen.

Sprich: Wenn Sie bisher mit ihrem ein-

kommen oberhalb der Grenze lagen, 
bei der noch ein Anspruch auf aufsto-
ckende Hartz-IV-Leistungen (ab Januar 
2023 voraussichtlich nach dem Bürger-

geld) besteht, verschiebt sich diese 
Grenze in dem Monat, in dem Sie die 
Nachzahlung für Ihre Heizkosten oder 
die Rechnung zur Brennstoffbeschaf-
fung begleichen müssen, um den For-
derungsbetrag nach oben. Auch wenn 

Sie bereits Wohngeld und/oder Kin-

derzuschlag bekommen, können Sie 
trotzdem einen Anspruch auf aufsto-
ckende Leistungen vom Jobcenter ha-
ben. 

Wichtig! Um diesen Anspruch geltend 

zu machen, müssen Sie spätestens im 
Monat der Fälligkeit der Nachzahlung 

bzw. der Rechnung einen Antrag beim 

Auch als Angestellte*r oder 

Selbst ständige*r können Sie wegen 

einer Nachforderung aus der 

Heizkostenabrechnung oder bei 

Kosten zur Brennstoffb  eschaff ung, 
einen einmaligen Anspruch auf 
(aufstockende) Leistungen beim 

Jobcenter geltend machen.

Menschen, die Krankengeld, Arbeitslo-

sengeld I, Bafög etc. erhalten.

Für Menschen, die Geld in der Grundsi-
cherung (Sozialamt/Jobcenter) bezie-
hen, gilt für die zu erwartende Heizkos-
tennachzahlung folgende Regelung: 
Heizkosten sollen bei den leistungen 

der Grundsicherung laut Gesetz „in Hö-

he der tatsächlichen Aufwendungen“ 
übernommen werden, so lange sie einen 
„angemessenen“ Umfang nicht über-
steigen. Wenn Sie also einen „norma-

len“ Verbrauch haben und weiter heizen 
wie bisher, sollte es keine Probleme bei 
der Übernahme geben, auch wenn die 
Preise deutlich gestiegen sind.

!!!!!!!!!

& Tipps

Foto: Agneta Becker
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Das betrifft sowohl die Abschlagszah-

lungen, Nachforderungen am ende des 

Abrechnungszeitraums (siehe Jahres-
verbrauchsabrechnung) oder auch Ko-
sten für die einmalige Beschaffung von 

Brennstoffen, wie zum Beispiel die Be-
füllung des Öltanks. 

Wenn Ihre Heizkosten(-abschläge) 
steigen oder sie etwas nachzahlen sol-

len, müssen diese Kosten in voller Höhe 
vom jeweiligen Amt gezahlt werden. Be-
ziehen Sie also Hartz iV bzw. demnächst 

Bürgergeld, stellen Sie einen Antrag auf 
Übernahme der Heizkosten bei ihrem 

Jobcenter. Beziehen Sie Leistungen vom 
Sozialamt, stellen Sie dort einen Antrag. 
Sollte Ihr Antrag abgelehnt werden, ra-
ten wir dazu, die Ablehnung von einer 
unabhängigen Beratungsstelle prüfen 
zu lassen. Oft gibt es Ausnahmen und 
Wege, die schließlich doch zur Bewilli-
gung führen. 

Für Betriebskosten gilt übrigens das-

selbe Prinzip. Wenn Sie also eine Nach-

zahlung aus der Betriebskostenabrech-

nung ihres Vermieters erhalten und 

bzw. oder die monatlichen Abschläge 

sich erhöhen, beantragen Sie beim Job-
center oder Sozialamt die Übernahme 

dieser Kosten.

eine Übernahme höherer Stromkosten 

ist im Gesetz eigentlich nicht vorgese-

hen. Sollten ihre monatlichen Stromab-

schläge wesentlich über den (für ihre Be-
darfsgemeinschaft  zusammengezählten) 
Beträgen aus der Tabelle liegen, ist es 
möglich, einen Antrag auf einen Härte-
fallmehrbedarf für die hohen Stromko-
sten zu stellen. 

Leider ist davon auszugehen, dass sol-
che Anträge von den Ämtern abgelehnt 

werden und nur durch ein Klageverfah-
ren vor einem Sozial-

gericht erstritt en wer-
d en kö nnen.  e ine 

kompetente anwalt-

liche Vertretung ist 

dabei unabdingbar. 

Informati onen aus: 
DPWV/Tacheles zu 
Energiekosten-Hilfe 

Weitere Informati onen 
und Muster-Anträge 
unter: energie-hilfe.
org

Stromkosten

Anders sieht es bei den Stromkosten 

aus. Sie werden bei den leistungen in der 

Grundsicherung nicht als gesonderter 

Bedarf anerkannt, sondern sind in den 
sogenannten Regelbedarfen enthalten – 
allerdings nur mit einem relati v niedrigen 
Betrag. Gerade angesichts der massiv 

steigenden Stromkosten reicht dieser Be-

trag oft  nicht aus, um die tatsächlichen Ko-
sten zu decken. Die Beträge je nach Regel-
bedarfsstufe können Sie der folgenden Ta-
belle entnehmen.

Regelbedarfsstufe
Anteil der Stromkosten 
im Regelbedarf

2022 2023

1. Alleinstehende / 

Alleinerziehende

36,43 € 40,73 €

2. Partner*innen 32,81 € 36,83 €

3. volljährige Kinder 
(bis 25)

29,19 € 32,60 €

4. 14-17-jährige Kinder 19,09 € 21,32 €

5. 6-13-jährige Kinder 13,79 € 15,43 €

6. 0-5-jährige Kinder 8,06 € 8,99 €

N i c H T  S P e R R i G_ 
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Kindergelderhöhung 
auf 250 Euro sollte 
anrechnungsfrei sein 

Die Bundesregierung hat für die ersten 
drei Kinder das Kindergeld auf jeweils 
250 euro erhöht. Die erhöhung soll zum 

1. Januar 2023 erfolgen. Für das erste 
und zweite Kind bedeutet das eine erhö-

hung um 31 Euro monatlich, für das dritt e 
Kind um 25 euro monatlich. Wünschens-

wert wäre, wenn diese Kindergelderhö-
hung im SGB ii/SGB Xi/AsylblG anrech-

nungsfrei bliebe, damit sie bei den davon 
Betroffenen in Zeiten außergewöhn-
licher Belastungen auch ankommt.

Fast 100.000 Betroff ene 
erhalten nicht die vollen 
Heizkosten 

Schon vor Beginn der aktuellen Preis-

explosion bei erdgas und Heizö l haben 

die Jobcenter bei fast 100.000 Haushal-
ten, die Leistungen nach dem SGB II 
(Hartz IV) beziehen, nicht die vollen Heiz-
kosten ü bernommen. Das antwortet die 

Bundesregierung auf eine kleine Anfrage 
von Jessica Tatti  , arbeitsmarkt- und sozi-
alpoliti sche Sprecherin der Bundestags-
frakti on Die Linke.

Aus der Antwort der Bundesregierung 

geht hervor, dass dies zwischen Novem-
ber 2020 und Oktober 2021 durch-

schnitt lich 95.000 Haushalte im SGB-II-
Bezug betraf. Unter besti mmten Voraus-
setzungen kö nne das Jobcenter die Heiz-
kosten deckeln, wenn es sie fü r unange-
messen hoch halte (Das gilt allerdings 
nicht für Menschen, die ab Mä rz 2020 
erstmals leistungen nach dem SGB ii be-

antragt haben!). Pro betroff enen Haus-
halt betrage der nicht erstatt ete Teil der 
Heizkosten durchschnitt lich 36 Euro im 
Monat. Neuere Angaben lägen noch 

nicht vor, so die Regierung. 
Jessica Tatti for-

dert nun von der 

Bundesregierung 

angesichts der ex-

plodierenden en-

ergiekosten wirk-

same Schritte zur 

entlastung mittle-

rer und geringerer 

einkommen: „Be-

reits vor der Preis-

explos ion beka -

men fast 100.000 
Hartz-iV-Haushalte 

n icht  d ie  vo l len 

Heizkosten erstat-

tet. Davon kö nnten bald noch viel mehr 

betroff en sein. Ich fordere daher die Bun-
desregierung auf, jetzt eine vollstä ndige 
Ü bernahme von Heizkosten in Hartz iV 

und Sozialhilfe zuzusichern.“

Tafeln verzeichnen Ansti eg 
um 50 Prozent auf rund zwei 
Millionen Bedürft ige
Die Tafeln in Deutschland haben noch 

nie so vielen bedürft igen Menschen ge-
holfen wie derzeit. „Seit Jahresbeginn 
verzeichnen wir einen Ansti eg der Kun-
dinnen und Kunden von 50 Prozent“, 
sagte der Vorsitzende des Dachverbands 

Tafel Deutschland, Jochen Brühl, der 
Düsseldorfer Rheinischen Post. Insge-
samt kämen etwa zwei Millionen Men-

schen. Gleichzeiti g seien die Lebensmit-
telspenden zurückgegangen. 

„Rund ein Dritt el der Tafeln sind so über-
lastet, dass sie Aufnahmestopps verhän-

Foto: Agneta Becker
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gen mussten“, sagte Brühl. Hilfesuchen-
de Menschen wegzuschicken sei für die 
Hel fer*innen aber psychisch enorm be-
lastend.

Auff ällig seien die Einzelschicksale, so 
Brühl: „Die Menschen haben große exis-

tenz ängste und Sorgen, wie sie Lebens-
mitt el, Wohnen, Heizen zahlen können.“ 
Die Tafeln könnten aber nicht auff angen, 
„was der Staat nicht schafft  “. Die staatli-
chen Hilfen seien „unzureichend“ und 
kämen zu spät. „Menschen, die zu den 
Tafeln kommen, haben keine Reserven. 
Armutsbetroff ene Menschen brauchen 
jetzt schnelle Hilfen.“

Foto: Agneta Becker
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ne entsprechende erhöhung des Regel-

satzes um 276 Euro plus die vollständige 
Übernahme der Stromkosten und mahnt 

die Politi k zur Eile: Angesichts der Notlage 
der Betroff enen sei keine Zeit zu verlieren.

Infomaterial auch zum download auf: 
www.der-paritaeti sche.de/alle-mel-
dungen/buergergeld-zu-niedrig-paritae-
ti scher-fordert-armutsfesten-regelsatz-
von-725-euro/

Ein Dritt el hatt e schon 
2021 kein Geld für plötzliche 
Ausgaben

Das Statistische Bundesamt warnte in 

einer Mitteilung vom 5. Oktober vor den 

gravierenden Folgen der energiekrise. 

Mindestens 31,9 Prozent der Haushalte 
wären demnach schon im vorigen Jahr 
mit plötzlich notwendigen Anschaf-
fungen in Höhe von 1.150 Euro oder 
mehr völlig überfordert. Dass das Billig-
lohnland Deutschland in dem Punkt ei-

nen traurigen Spitzenplatz einnimmt, 
zeigt der westeuropäische Vergleich. So 

lag beispielsweise dieser Wert in Frank-

reich bei 27,6 Prozent und in den Nieder-
landen bei 15,1 Prozent.

„Infl ati onsprämie“ 
durch Arbeitgeber in Höhe 
von 3000 Euro 

im Rahmen des 3. entlastungspakets 

der Bundesregierung wurde in diesem 

Jahr eine freiwillige „Inflationsprämie“ 
durch Arbeitgeber eingeführt. Diese ist 

für Arbeitgeber steuer- und sozialversi-
cherungsfrei und kann in Höhe von bis 
zu 3.000 euro pro Arbeitsnehmer*in ge-

zahlt werden (§ 3 Nr. 11b EstG). Im SGB 
II ist diese Prämie anrechnungsfrei (§ 1 
Abs. 1 Nr. 7 ALG II –V). Es gibt allerdings 
auch Arbeitnehmer*innen, die Leistun-
gen nach SGB XII bekommen, dort ist die 
Prämie voll anzurechnen.

Regelleistungshöhe: 
Paritäti scher fordert armuts-
festen Regelsatz von 725 Euro

Laut einer aktuellen Experti se des Pari-
täti schen Wohlfahrtsverbands ist die zum 
Januar 2023 geplante Anhebung der Re-
gelsätze in der Grundsicherung auf 502 
Euro, über die der Deutsche Bundestag 
und der Bundestag im Zusammenhang mit 

einer Reform von Hartz IV und der Einfüh-
rung des sogenannten Bürgergelds bera-

ten, viel zu niedrig. Nach Berechnungen der 
Paritätischen Forschungsstelle müssten 

die Leistungen auf mindestens 725 Euro 
angehoben werden, um wirksam vor Ar-
mut zu schützen. Der Verband fordert ei-

Foto: Agneta Becker
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Leistungskürzung für 
alleinstehende Asylbewerber 
in Gemeinschaft sunterkünft en  
verfassungswidrig
2019 wurden die Regelbedarfe für allein-

stehende Geflüchtete, die in Gemein-
schaftsunterkünften leben, um 10 % ge-
kürzt. Der Gesetzgeber hatt e dies mit zu er-
wartenden einsparmöglichkeiten durch ge-

meinsames Wirtschaften in der Gemein-
schaft sunterkunft  begründet.

Laut Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts verstößt diese pauschale Kürzung 

aber gegen das Grundrecht auf Gewährlei-
stung eines menschenwürdigen existenzmi-

nimums. Das Gericht sieht es nicht als belegt 

an, dass in Sammelunterkünft en tatsächlich 
gemeinsam gewirtschaftet wird und da-
durch regelmäßige einsparungen erzielt 

werden können, so wie es etwa in Familien-
haushalten der Fall wäre. 

Ab sofort soll allen Alleinstehenden wieder 
der höhere Satz gezahlt werden. Betroff ene, 
deren leistungsbescheide noch nicht be-

standskräft ig sind, weil sie z.B. Widerspruch 
eingelegt haben, bekommen rückwirkend 
ab September 2019 mehr Geld. 

Bundesverfassungsgericht vom 
19. Oktober 2022 – 1 BvL 3/21

Die Überweisung des 
Jobcenters aufs Konto zählt
Arbeitslosengeld II (Alg II), das vom Jobcen-

ter auf das im Alg-II-Antrag angegebene Gi-
rokonto überwiesen worden ist, ist dem Lei-
stungsberechti gen auf diese Weise wirksam 
erbracht worden. Dies gilt auch, wenn dieser 
tatsächlich keinen Zugriff  auf die ihm zuste-

henden Grundsicherungsleistungen hatt e.
Sozialgericht Kiel vom 8. September 2022 – 
S 31 AS 10161/21

Begleitung bei medizinischer 
Untersuchung grundsätzlich 
zulässig

Das Bundessozialgericht hat am 27. Okto-
ber dieses Jahres darüber entschieden, ob 
es zulässig ist, eine Vertrauensperson bzw. 
einen Beistand zur Untersuchung durch ei-

nen medizinischen Sachverständigen mit-

zubringen. Das hat das Bundessozialgericht 

mit seinem Urteilsspruch endgülti g bejaht.
Bundessozialgericht vom 
27. Oktober 2022 – B 9 SB 1/20 R. 
(Quelle: Tacheles/Wuppertal)

Hartz IV auch für eingeschrie-
bene Studierende möglich

Wenn ein als Student eingeschriebener 

Bedürftiger tatsächlich nicht studiert, 
kann er Hartz-IV-Leistungen (Alg II) bezie-
hen. Das ist für formal festgestellte Ur-
laubssemester vorgesehen. Aber auch oh-

ne sich an der Hochschule formal beurlau-
ben zu lassen, ist dies möglich. Wichti g ist 
dafür, dass das Studium tatsächlich nicht 
ausgeübt wird. 

Landessozialgericht Sachsen vom 
7. April 2022 – L 7 AS 833/19 
(Quelle: Sozialgerichtsbarkeit.de)
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Montag 10:00 – 16:00 Uhr SERVICEZEIT
 16:00 – 18:00 Uhr computerkurs

Dienstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT
 14:00 – 16:00 Uhr ideenschmiede

Mittwoch 10:00 – 11:30 Uhr Der Pfl anzendoktor
 11:30 – 13:30 Uhr Teamsitzung bzw. -schulung
 14:00 – 16:00 Uhr Sprachkurs
 16:00 – 18:00 Uhr Mehr lebensqualität

Donnerstag 10:00 – 12:00 Uhr SERVICEZEIT (für alle)
 14:00 – 18:00 Uhr SERVICEZEIT (nur für Frauen)

Freitag 11:00 – 14:00 Uhr allgemeines Freitagsfrühstück

Prakti kumsstelle

Für das MALTA (Treff  für Arbeits-

lose in Münster und Anlaufstelle 

für Fragen rund um das Thema 

Arbeit und Arbeitslosigkeit) 

suchen wir 

Prakti kant*innen 

der sozialen Arbeit 

(gern mit Migrati onsgeschichte).

Ihr könnt euch unter der 

Rufnummer 0251 4140553 

bei uns melden oder auch per 

E-Mail (malta@maltanetz.de) 

bewerben.




